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Teil A - Allgemeiner Teil 

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert sind die im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Photovoltaikanlagen auf Dä-
chern und/oder Fassaden bis 1 Mio.€ Versi-
cherungsneuwert gemäß Teil B – Elektronik-
versicherung Ziff.1.1. 
Sofern vorhanden, sind im Wert enthaltene 
Energiespeicheranlagen bis zu einem Versi-
cherungsneuwert von 100.000 € mitversi-
chert. 

1.2 Ertragsausfall- und/oder Mehrkostenversiche-
rung gemäß Teil C 

1.3 Differenzkaskodeckung für Kredit-/Leasing-
nehmer im Totalschadenfall bei Nicht- 
Wiederherstellung/-Wiederbeschaffung ge-
mäß Teil D 

1.4 Einspeisedifferenzdeckung nach einem ent-
schädigungspflichtigen Totalschadenfall ge-
mäß Teil E 

1.5 Ertragsgarantieversicherung für Minderer-
träge - infolge verminderter Globalstrahlung 
gemäß Teil F 
(Für Photovoltaikanlagen > 10 kWp Anlagen-
leistung optional zu vereinbaren) 

2. Versicherte und nicht versicherte Gefahren 
und Schäden 

2.1 Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für un-
vorhergesehen eintretende Beschädigungen 
oder Zerstörungen von versicherten Sachen 
(Sachschaden) und bei Abhandenkommen 
versicherter Sachen durch Diebstahl, Ein-
bruchdiebstahl, Raub oder Plünderung. 
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer oder seine Repräsentanten 
weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch 
mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit 
erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen 
können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit scha-
det und diese den Versicherer dazu berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis wie 
folgt zu kürzen: 
Der Versicherer verzichtet bei Schäden bis  
50.000 EUR auf eine Kürzung wegen grober 
Fahrlässigkeit. 
Der Kürzungsverzicht gilt nicht, wenn nach 
Schadeneintritt Auskunfts- und Aufklärungs-
pflichten verletzt werden. 
Im Rahmen dieser Vereinbarung erfolgt die 
Kürzung bei Schäden wegen grober Fahrläs-
sigkeit, die 50.000 EUR übersteigen, nur für 
den Teil des Schadens, der über 50.000 EUR 
liegt. 
Der Betrag des Schadens bestimmt sich zu-
nächst ohne Anrechnung von Unterversiche-
rung, Selbstbehalt und etwaigen Entschädi-
gungsgrenzen. Die Anrechnung dieser Tatbe-
stände bleibt vom Kürzungsverzicht unberührt 
und erfolgt dann im weiteren Weg der Ent-
schädigungsberechnung. 

Insbesondere wird Entschädigung geleistet 
für Sachschäden durch 
a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit o-

der Vorsatz Dritter; 
b) Konstruktions-, Material- oder Ausfüh-

rungsfehler; 
c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspan-

nung; 
d) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall o-

der Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung, sowie Schwe-
len, Glimmen, Sengen, Glühen oder Im-
plosion; 

e) Wasser, Feuchtigkeit; 
f) Sturm, Hagel, Schneedruck, Frost; 
g) Tierverbiss (z.B.Marderbiss) 

2.2 Regelung bei Sachschäden durch Über-
schwemmung 
Versicherungsschutz besteht auch für Sach-
schäden durch Überschwemmung, es sei 
denn, für die Gefahr Überschwemmung er-
folgt ein schriftlicher Ausschluß vom Versi-
cherungsschutz durch den Versicherer zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlußes, spätes-
tens bei Aushändigung des Versicherungs-
scheins. 

2.3 Elektronische Bauelemente und Energiespei-
cheranlagen 
Entschädigung für elektronische Bauele-
mente der versicherten Sache (Bauteile, wie 
Photovoltaikmodule, Wechselrichter bzw. de-
ren Platinen, etc.) und für Energiespeicheran-
lagen (beziehungsweise deren Batteriemo-
dule) wird nur geleistet, wenn eine versicherte 
Gefahr nachweislich von außen auf eine Aus-
tauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise 
auszutauschende Einheit) oder auf die versi-
cherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist 
dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt 
die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass 
der Schaden auf die Einwirkung einer versi-
cherten Gefahr von außen zurückzuführen 
ist. 
Für Folgeschäden an weiteren Austauschein-
heiten wird jedoch Entschädigung geleistet. 

2.4 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen keine Entschädigung 
für Schäden 
a) durch Vorsatz des Versicherungsneh-

mers oder dessen Repräsentanten; 
b) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, 

Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder 
Aufstand; 

c) durch innere Unruhen, mit Ausnahme 
von Teil A Ziffer 31.11; 

d) durch Terrorakte; 
e) durch Kernenergie, nukleare Strahlung o-

der radioaktive Substanzen; 
f) durch Erdbeben; 
g) durch Mängel, die bei Abschluss der 

Versicherung bereits vorhanden waren 
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und dem Versicherungsnehmer oder sei-
nen Repräsentanten bekannt sein muss-
ten; wobei nur grobe Fahrlässigkeit 
schadet und diese den Versicherer dazu 
berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; 

h) durch betriebsbedingte normale oder be-
triebsbedingte vorzeitige Abnutzung o-
der Alterung; korrosive Angriffe oder Ab-
zehrungen; übermäßigen Ansatz von 
Kesselstein, Schlamm oder sonstigen 
Ablagerungen; für Folgeschäden an wei-
teren Austauscheinheiten wird jedoch 
Entschädigung geleistet. Ziffer 2.3 bleibt 
unberührt; 

i) durch Einsatz einer Sache, deren Repa-
raturbedürftigkeit dem Versicherungsneh-
mer oder seinen Repräsentanten bekannt 
sein musste; wobei nur grobe Fahrlässig-
keit schadet und diese den Versicherer 
dazu berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Der Versi-
cherer leistet jedoch Entschädigung, 
wenn der Schaden nicht durch die Repa-
raturbedürftigkeit verursacht wurde oder 
wenn die Sache zur Zeit des Schadens 
mit Zustimmung des Versicherers we-
nigstens vorläufig repariert war; 

j) soweit für sie ein Dritter als Lieferant 
(Hersteller oder Händler), Werkunterneh-
mer oder aus Reparaturauftrag einzutre-
ten hat. Bestreitet der Dritte seine Ein-
trittspflicht, so leistet der Versicherer zu-
nächst Entschädigung. Ergibt sich nach 
Zahlung der Entschädigung, dass ein 
Dritter für den Schaden eintreten muss 
und bestreitet der Dritte dies, so behält 
der Versicherungsnehmer zunächst die 
bereits gezahlte Entschädigung. 
§ 86 VVG -Übergang von Ersatzansprü-
chen-gilt für diese Fälle nicht. Der Versi-
cherungsnehmer hat seinen Anspruch 
auf Kosten und nach den Weisungen des 
Versicherers außergerichtlich und erfor-
derlichenfalls gerichtlich geltend zu ma-
chen. Die Entschädigung ist zurückzu-
zahlen, wenn der Versicherungsnehmer 
einer Weisung des Versicherers nicht 
folgt oder soweit der Dritte dem Versiche-
rungsnehmer Schadenersatz leistet. 

k) durch das Vorhandensein von und/oder 
die Beaufschlagung mit Krankheitserre-
gern, pathogenen Organismen, Bakte-
rien, Viren, es sei denn, diese Schäden 
sind infolge eines anderen ersatzpflichti-
gen Schadens entstanden. 

2.5 Gefahrendefinitionen 
Im Sinne dieser Bedingungen gilt: 
a) Raub 

Raub liegt vor, wenn gegen den Versi-
cherungsnehmer Gewalt angewendet o-
der angedroht wird, um dessen Wider-
stand gegen die Wegnahme versicherter 
Sachen auszuschalten. 

Dem Versicherungsnehmer stehen geeig-
nete Personen gleich, die vorübergehend 
die Obhut über die versicherten Sachen 
ausüben. 

b) Einbruchdiebstahl 
Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Ver-
trages liegt vor, wenn jemand in einen 
Raum eines Gebäudes oder in einen 
während der Errichtung der Photovoltaik-
anlage zum Zwecke der Vorlagerung be-
reitgestellten Container einbricht, einsteigt 
oder mittels  
aa) richtiger Schlüssel, die er durch Ein-

bruchdiebstahl oder durch Raub an 
sich gebracht hatte; 

bb) falscher Schlüssel oder cc) anderer 
Werkzeuge eindringt. 

c) Brand, Blitzschlag, Explosion 
aa) Brand ist ein Feuer, das ohne ei-

nen bestimmungsgemäßen Herd 
entstanden ist oder ihn verlassen 
hat und das sich aus eigener Kraft 
auszubreiten vermag. 

bb) Blitzschlag ist der unmittelbare 
Übergang eines Blitzes auf Sachen. 

cc) Explosion ist eine auf dem Ausdeh-
nungsbestreben von Gasen oder 
Dämpfen beruhende, plötzlich ver-
laufende Kraftäußerung. 

d) Leitungswasser 
Leitungswasser ist Wasser, das aus den 
Zu- und Ableitungsrohren, den sonstigen 
Einrichtungen der Wasserversorgung  
oder den Warmwasserheizungs-, 
Dampf-heizungs-, Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen bestim-
mungswidrig ausgetreten ist. Sole, Öle, 
Kühl-und Kältemittel aus Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen so-
wie Wasserdampf stehen Leitungswas-
ser gleich. 

e) Überschwemmung 
Überschwemmung ist die Ansammlung 
einer erheblichen Menge von Oberflä-
chenwasser durch 
aa) Ausuferung von oberirdischen (ste-

henden oder fließenden) Gewäs-
sern; 

bb) Austritt von Grundwasser an die 
Erdoberfläche infolge aa ); 

f) Terrorakte 
Terrorakte sind jegliche Handlungen von 
Personen oder Personengruppen zur Er-
reichung politischer, religiöser, ethni-
scher oder ideologischer Ziele, die ge-
eignet sind, Angst oder Schrecken in der 
Bevölkerung oder Teilen der Bevölke-
rung zu verbreiten und dadurch auf eine 
Regierung oder staatliche Einrichtungen 
Einfluss zu nehmen. 

3. Versicherungsort und Geltungsbereich 
Versicherungsschutz besteht nur innerhalb 
des Versicherungsortes. Versicherungsort 
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sind die im Versicherungsvertrag bezeichne-
ten Betriebsgrundstücke innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland. 
Versicherungsschutz besteht auch außerhalb 
der Betriebsgrundstücke in Werkstätten in-
nerhalb der EU, sofern sich die versicherten 
Sachen dort zur Reparatur, Überholung oder 
Revision befinden. Mitversichert sind die da-
mit verbundenen Transporte (ausgenommen 
Seetransporte). Der Versicherungsschutz gilt 
subsidiär zu anderweitigen Versicherungen. 

4. Beginn des Versicherungsschutzes; Dauer 
und Ende des Vertrages; Baudeckung 

4.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehalt-
lich der Regelungen über die Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung des 
Erst- oder Einmalbeitrages zu dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Zeitpunkt, 
frühestens jedoch mit der Betriebsfertigkeit 
der versicherten Photovotlaikanlage. 
Betriebsfertig ist eine Photovoltaikanlage, 
sobald sie nach beendeter Erprobung und 
soweit vorgesehen nach beendetem Probe-
betrieb entweder zur Arbeitsaufnahme be-
reit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine 
spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit 
unterbricht den Versicherungsschutz nicht. 
Dies gilt auch während einer De- oder Re-
montage sowie während eines Transportes 
der Sache innerhalb des Versicherungsor-
tes. 

4.2 Baudeckung 
Abweichend von Ziffer 4.1 besteht bereits 
vor der Betriebsfertigkeit im Rahmen einer 
vorgezogenen Baudeckung Versicherungs-
schutz, sofern der Versicherungsnehmer lie-
fervertraglich die Gefahr für die Photovolta-
ikanlage bzw. Teile der Photovoltaikanlage 
zu tragen hat und kein Versicherungsschutz 
über einen anderen Versicherungsvertrag 
besteht. 
Der Versicherungsschutz beginnt für diesen 
Fall nach erfolgtem Abladen der versicher-
ten Anlagenteile am Versicherungsort. 
Der Versicherer leistet für diesen Fall in teil-
weiser Abänderung von Teil A Ziffer 2.1 nur 
Entschädigung für unvorhergesehen eintre-
tende Schäden an und Verluste von versi-
cherten Sachen, die ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen entstehen durch: 
a) Brand, Blitzschlag, Explosion (gemäß 

Teil A Ziffer 2.1 d)) 
b) Diebstahl bereits verbauter Teile 
c) Einbruchdiebstahl oder Raub. Voraus-

setzung für den Versicherungsschutz bei 
Einbruchdiebstahl ist, dass sich nicht 
verbaute Teile außerhalb der Montage-/ 
Bautätigkeiten in verschlossenen Räu-
men von Gebäuden oder in Containern 
(VdS-anerkannte Schlösser vorausge-
setzt) befinden (Gefahrdefinition gem. 
Teil A Ziffer 2.5 b)). 

d) Sturm und Hagel 

Der Versicherungsschutz für die Baude-
ckung endet mit der Abnahme, spätestens 
jedoch 4 Wochen nach erfolgtem Abladen 
am Versicherungsort. 

4.3  Vertragsdauer 
Der Vertrag ist für den im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitraum abgeschlos-
sen. 

4.4 Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens ei-
nem Jahr verlängert sich der Vertrag um je-
weils ein Jahr, wenn nicht einer der Ver-
tragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist. 

4.5 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit 
von mehr als drei Jahren zum Ablauf des 
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres 
unter Einhaltung einer Frist von drei Mona-
ten vom Versicherungsnehmer gekündigt 
werden. Die Kündigung muss dem Versi-
cherer spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres zu-
gehen. 

4.6 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als ei-
nem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt. 

4.7 Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem 
Beginn der Versicherung weg, endet der 
Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versi-
cherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis er-
langt. 

5. Versicherte Interessen 

5.1 Versichert ist das Interesse des Versiche-
rungsnehmers. 
Ist der Versicherungsnehmer nicht Eigentü-
mer, so ist auch das Interesse des Eigentü-
mers versichert. Die Bestimmungen zu ver-
sicherten Schäden und Gefahren bleiben 
unberührt. 

5.2 Bei Sicherungsübereignung gilt dies auch 
dann, wenn der Versicherungsnehmer das 
Eigentum nach Abschluss der Versicherung 
überträgt. Im Falle der Veräußerung ist der 
Erwerber berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem 
späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf der lau-
fenden Versicherungsperiode in Textform zu 
kündigen. Im Übrigen gelten die gesetzli-
chen Regelungen gemäß §§ 95 ff VVG zur 
Veräußerung der versicherten Sache. 

5.3 Hat der Versicherungsnehmer die Sache 
unter Eigentumsvorhalt verkauft, so ist auch 
das Interesse des Käufers versichert. Der 
Versicherer leistet jedoch keine Entschädi-
gung für Schäden, für die der Versiche-
rungsnehmer als Lieferant (Hersteller oder 
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Händler) gegenüber dem Käufer einzutreten 
hat oder ohne auf den Einzelfall bezogene 
Sonderabreden einzutreten hätte. 

5.4 Hat der Versicherungsnehmer die Sache ei-
nem Dritten als Mieter, Pächter, Entleiher o-
der Verwahrer übergeben, so ist auch das 
Interesse dieses Dritten versichert. 

5.5 Hat der Versicherungsnehmer die versi-
cherte Sache, die er in seinem Betrieb ver-
wendet oder Dritten überlässt (Ziffer 5.4), 
selbst hergestellt, so leistet der Versicherer 
keine Entschädigung für Schäden, für die 
bei Fremdbezug üblicherweise der Lieferant 
(Hersteller oder Händler) einzutreten hätte. 

5.6 Im Übrigen gelten die Bestimmungen zu 
Versicherung für fremde Rechnung (Teil A 
Ziffer 22). 

6. Regressverzicht 
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versi-
cherungsnehmers gegen einen Mitarbeiter 
(ausgenommen Repräsentanten) oder ge-
gen anderweitige berechtige Benutzer (au-
ßer Mitarbeitern von Wartungs- oder Repa-
raturunternehmen) der versicherten Sache, 
verzichtet der Versicherer auf den Übergang 
des Ersatzanspruches, es sei denn 
a) der Verursacher hat den Schaden vor-

sätzlich oder grob fahrlässig herbeige-
führt oder 

b) für den Schaden kann Ersatz aus einer 
Haftpflichtversicherung beansprucht wer-
den. 

7. Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

7.1 Fälligkeit der Entschädigung 
a ) Die Entschädigung wird fällig, wenn die 

Feststellungen des Versicherers zum 
Grunde und zur Höhe des Anspruchs 
abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen 
Monat nach Meldung des Schadens den 
Betrag als Abschlagszahlung beanspru-
chen, der nach Lage der Sache zu die-
sem Zeitpunkt mindestens zu zahlen ist. 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausge-
hende Teil der Entschädigung wird fällig, 
nachdem der Versicherungsnehmer ge-
genüber dem Versicherer den Nachweis 
geführt hat, dass er die Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung sicherge-
stellt hat. 

7.2  Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertan-
teils 
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzah-
lung der vom Versicherer nach Ziffer 7.1 b) 
geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn 
die Sache infolge eines Verschuldens des 
Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist wiederhergestellt oder 
wiederbeschafft worden ist. 

7.3 Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus ei-
nem anderen Rechtsgrund eine weiterge-
hende Zinspflicht besteht: 
a) die Entschädigung ist - soweit sie nicht 

innerhalb eines Monats nach Meldung 
des Schadens geleistet wird - ab Fällig-
keit zu verzinsen; 

b) der über den Zeitwertschaden hinausge-
hende Teil der Entschädigung ist ab dem 
Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versi-
cherungsnehmer die Sicherstellung der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung versicherter Sachen gegenüber dem 
Versicherer nachgewiesen hat; 

c) der Zinssatz beträgt 4 Prozent p. a.; 
d) die Zinsen werden zusammen mit der 

Entschädigung fällig 

7.4 Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Zif-
fer 7.1, 7.3 a) und 7.3.b) ist der Zeitraum 
nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht ge-
zahlt werden kann. 

7.5 Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschie-
ben, solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung 

des Versicherungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches 

Verfahren gegen den Versicherungsneh-
mer oder seinen Repräsentanten aus 
Anlass dieses Versicherungsfalles noch 
läuft. 

8. Sachverständigenverfahren 

8.1 Feststellung der Schadenhöhe 
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt 
des Versicherungsfalles verlangen, dass der 
Schaden in einem Sachverständigenverfah-
ren festgestellt wird. 
Ein solches Sachverständigenverfahren 
können Versicherer und Versicherungsneh-
mer auch gemeinsam vereinbaren. 

8.2 Weitere Feststellungen 
Das Sachverständigenverfahren kann durch 
Vereinbarung auf weitere Feststellungen 
zum Versicherungsfall ausgedehnt werden. 

8.3 Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
a)  Jede Partei hat in Textform einen Sach-

verständigen zu benennen. Eine Partei, 
die ihren Sachverständigen benannt hat, 
kann die andere unter Angabe des von 
ihr genannten Sachverständigen in Text-
form auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite 
Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Auffor-
derung benannt, so kann ihn die auffor-
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dernde Partei durch das für den Scha-
denort zuständige Amtsgericht ernennen 
lassen. In der Aufforderung durch den 
Versicherer ist der Versicherungsneh-
mer auf diese Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständi-
gen keine Person benennen, die Mitbe-
werber des Versicherungsnehmers ist  
oder mit ihm in dauernder Geschäftsver-
bindung steht; ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern 
angestellt ist oder mit ihnen in einem ähn-
lichen Verhältnis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in 
Textform vor Beginn ihrer Feststellungen 
einen dritten Sachverständigen als Ob-
mann. Die Regelung unter b) gilt entspre-
chend für die Benennung eines Obman-
nes durch die Sachverständigen. Einigen 
sich die Sachverständigen nicht, so wird 
der Obmann auf Antrag einer Partei 
durch das für den Schadenort zuständige 
Amtsgericht ernannt. 

8.4 Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen 
müssen enthalten: 
a) die ermittelten oder vermuteten Ursa-

chen und den Zeitpunkt, von dem an der 
Sachschaden für den Versicherungs-
nehmer nach den anerkannten Regeln 
der Technik frühestens erkennbar war; 

b) den Umfang der Beschädigung und der 
Zerstörung, insbesondere 
aa) ein Verzeichnis der abhanden ge-

kommenen, zerstörten und beschä-
digten versicherten Sachen mit de-
ren Werten unmittelbar vor dem 
Schaden sowie deren Neuwerten 
zur Zeit des Schadens; 

bb) die für die Wiederbeschaffung oder 
Wiederherstellung in den Zustand 
vor Schadeneintritt erforderlichen 
Kosten; 

cc) die Restwerte der vom Schaden 
betroffenen Sachen; 

c) die nach dem Versicherungsvertrag ver-
sicherten Kosten. 

8.5 Verfahren nach Feststellung 
Der Sachverständige übermittelt seine Fest-
stellungen beiden Parteien gleichzeitig. Wei-
chen die Feststellungen der Sachverständi-
gen voneinander ab, so übergibt der Versi-
cherer sie unverzüglich dem Obmann. Die-
ser entscheidet über die streitig gebliebenen 
Punkte innerhalb der durch die Feststellun-
gen der Sachverständigen gezogenen 
Grenzen und übermittelt seine Entschei-
dung beiden Parteien gleichzeitig. 
Die Feststellungen der Sachverständigen o-
der des Obmannes sind für die Vertragspar-
teien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen 
wird, dass sie offenbar von der wirklichen 
Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund 
dieser verbindlichen Feststellungen berech-
net der Versicherer die Entschädigung 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfol-
gen diese durch gerichtliche Entscheidung. 
Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen 
die Feststellung nicht treffen können oder 
wollen oder sie verzögern 

8.6 Kosten 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, 
trägt jede Partei die Kosten ihres Sachver-
ständigen. Die Kosten des Obmannes tra-
gen beide Parteien je zur Hälfte. 

8.7 Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren wer-
den die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers nicht berührt. 

9. Wiederherbeigeschaffte Sachen  

9.1 Anzeigepflicht 
Wird der Verbleib abhanden gekommener 
Sachen ermittelt, so hat der Versicherungs-
nehmer dies nach Kenntniserlangung dem 
Versicherer unverzüglich in Textform anzu-
zeigen. 

9.2 Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädi-
gung Hat der Versicherungsnehmer den Be-
sitz einer abhanden gekommenen Sache 
zurückerlangt, bevor die volle Entschädi-
gung für diese Sache gezahlt worden ist, so 
behält er den Anspruch auf die Entschädi-
gung, falls er die Sache innerhalb von zwei 
Wochen dem Versicherer zur Verfügung 
stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache 
gewährte Zahlung zurückzugeben. 

9.3 Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädi-
gung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Be-

sitz einer abhanden gekommenen Sa-
che zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung in voller 
Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt 
worden ist, so hat der Versicherungs-
nehmer die Entschädigung zurückzuzah-
len oder die Sache dem Versicherer zur 
Verfügung zu stellen. Der Versiche-
rungsnehmer hat dieses Wahlrecht in-
nerhalb von zwei Wochen nach Emp-
fang einer schriftlichen Aufforderung des 
Versicherers auszuüben; nach fruchtlo-
sem Ablauf dieser Frist geht das Wahl-
recht auf den Versicherer über. 

b) Hat der Versicherungsnehmer den Be-
sitz einer abhanden gekommenen Sa-
che zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung gezahlt wor-
den ist, die bedingungsgemäß geringer 
als der Versicherungswert ist, so kann 
der Versicherungsnehmer die Sache be-
halten und muss sodann die Entschädi-
gung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu 
innerhalb von zwei Wochen nach Emp-
fang einer schriftlichen Aufforderung des 
Versicherers nicht bereit, so hat der Ver-
sicherungsnehmer die Sache im Einver-
nehmen mit dem Versicherer öffentlich 
meistbietend verkaufen zu lassen. Von 
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dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten 
erhält der Versicherer den Anteil, wel-
cher der von ihm geleisteten bedin-
gungsgemäßen Entschädigung ent-
spricht. 

9.4 Beschädigte Sachen 
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt-
worden, so kann der Versicherungsnehmer 
die bedingungsgemäße Entschädigung in 
Höhe der Wiederherstellungskosten auch 
dann verlangen oder behalten, wenn die Sa-
chen in den Fällen von Ziffer 9.2 oder Ziffer 
9.3 bei ihm verbleiben. 

9.5 Gleichstellung 
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache 
steht es gleich, wenn der Versicherungs-
nehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz 
wieder zu verschaffen. 

9.6 Übertragung der Rechte 
Hat der Versicherungsnehmer dem Versi-
cherer zurückerlangte Sachen zur Verfü-
gung zu stellen, so hat er dem Versicherer 
den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen 
Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug 
auf diese Sachen zustehen. 

10. Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertrags-
schluss 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Ab-
gabe seiner Vertragserklärung dem Versi-
cherer alle ihm bekannten Gefahrumstände 
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versi-
cherungsnehmer ist auch insoweit zur An-
zeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der 
Versicherer Fragen in Textform im Sinne des 
Satzes 1 stellt. 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine An-
zeigepflicht nach Abs. 1, so kann der Versi-
cherer nach Maßgabe der §§ 19-21 VVG vom 
Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine Ver-
tragsänderung vornehmen. Der Versicherer 
kann nach § 21 Abs. 2 VVG auch leistungsfrei 
sein. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des 
Versicherungsnehmers geschlossen, so 
sind gemäß § 20 VVG sowohl die Kenntnis 
und Arglist des Vertreters als auch die 
Kenntnis und Arglist des Versicherungsneh-
mers zu berücksichtigen. 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag 
nach § 22 VVG wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. 

11. Anerkennung 
a) Hat der Versicherer das versicherte Ri-

siko besichtigt, so erkennt der Versiche-
rer abweichend von Ziffer 10 an, dass 

ihm durch diese Besichtigung alle Ge-
fahrumstände bekannt geworden sind, 
welche in diesem Zeitpunkt für die Beur-
teilung des Risikos erheblich waren. 

b) Das Recht des Versicherers, den Ver-
trag wegen arglistiger Täuschung anzu-
fechten, bleibt unberührt. 

12. Beiträge; Versicherungsperiode  
Je nach Vereinbarung werden die Beiträge 
entweder durch laufende Zahlungen monat-
lich, viertel-, halbjährlich, jährlich oder als 
Einmalbeitrag im Voraus gezahlt. 
Entsprechend der Vereinbarung über lau-
fende Zahlungen umfasst die Versicherungs-
periode einen Monat, ein Vierteljahr, ein hal-
bes Jahr oder ein Jahr. Bei einem Einmal-
beitrag ist die Versicherungsperiode die ver-
einbarte Vertragsdauer, jedoch höchstens 
ein Jahr. 

13. Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages; 
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzah-
lung 

13.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages: 
Der erste oder einmalige Beitrag ist - unab-
hängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts - unverzüglich nach dem Zeitpunkt 
des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns 
zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versi-
cherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist 
der erste oder einmalige Beitrag unverzüg-
lich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unver-
züglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimm-
ten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt 
ist. 
Weicht der Versicherungsschein vom An-
trag des Versicherungsnehmers oder von 
getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste 
oder einmalige Beitrag frühestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins 
zu zahlen. 

13.2 Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzah-
lung des Erst- oder Einmalbeitrages: 
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht 
zu dem nach Ziffer 13.1 maßgebenden Fäl-
ligkeitszeitpunkt gezahlt, ist der Versicherer 
nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten oder auch leis-
tungsfrei. 

14. Folgebeitrag 

14.1 Fälligkeit 
a) Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbar-

ten Zeitpunkt der jeweiligen Versiche-
rungsperiode fällig. 

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb des im Versicherungsschein o-
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der in der Beitragsrechnung angegebe-
nen Zeitraums bewirkt ist. 

14.2 Folgen der Nichtzahlung 
Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung erge-
ben sich aus § 38 VVG. 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zah-
lung eines Folgebeitrages in Verzug, ist der 
Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm 
durch den Verzug entstandenen Schadens 
zu verlangen. 

15. Lastschriftverfahren. 

15.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
Ist zur Einziehung des Beitrages das Last-
schriftverfahren vereinbart worden, hat der 
Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit des Beitrages für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen. 

15.2 Änderung des Zahlungsweges 
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertre-
ten, dass ein oder mehrere Beiträge, trotz 
wiederholtem Einziehungsversuch, nicht ein-
gezogen werden können, ist der Versicherer 
berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. 
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf 
hinzuweisen, dass der Versicherungsneh-
mer verpflichtet ist, den ausstehenden Bei-
trag und zukünftige Beiträge selbst zu über-
mitteln. Durch die Banken erhobene Bear-
beitungsgebühren für fehlgeschlagenen 
Lastschrift-einzug können dem Versiche-
rungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

16. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Endet das Versicherungsverhältnis vor Ab-
lauf der Versicherungsperiode oder wird es 
nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder 
von Anfang an wegen arglistiger Täuschung 
nichtig, so gebührt dem Versicherer der Bei-
trag oder die Geschäftsgebühr nach Maß-
gabe der §§ 39 und 80 VVG. 

17. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

17.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles 
a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt 

des Versicherungsfalles alle vertraglich 
vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten. 

b) Der Versicherungsnehmer hat die versi-
cherte Sache während der Dauer des 
Versicherungsvertrages in einem ord-
nungsgemäßen Zustand zu erhalten so-
wie alle zumutbaren Vorkehrungen zu 
treffen, um die Gefahr von Schäden o-
der Verlust abzuwenden. 
Herstellerseitige, gesetzliche und behörd-
liche Sicherheitsvorschiften/Auflagen sind 
zu beachten. 

c) Für den Betrieb von Energiespeicheran-

lagen ist zusätzlich dafür Sorge zu tra-
gen, dass die in Räumen unter Erdglei-
che befindlichen, versicherten Energie-
speicheranlagen mindestens 12 cm über 
dem Niveau des Kellerbodens installiert 
sind. 

Weitere Besondere Obliegenheiten gemäß 
Teil C und F 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der 
genannten Obliegenheiten, so ist der Versi-
cherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur 
Kündigung berechtigt. Eine Kündigung des 
Versicherers wird mit Zugang wirksam. 

17.2 Obliegenheiten bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt 

des Versicherungsfalles 
aa) nach Möglichkeit für die Abwen-

dung und Minderung des Scha-
dens zu sorgen; 

bb) dem Versicherer den Schadenein-
tritt, nachdem er von ihm Kenntnis 
erlangt hat, unverzüglich - ggf. auch 
mündlich oder telefonisch - anzuzei-
gen; 

cc) Weisungen des Versicherers zur 
Schadenabwendung/-minderung - 
ggf. auch mündlich oder telefonisch 
- einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur 
Schadenabwendung/-minderung, 
soweit für ihn zumutbar, zu befol-
gen; erteilen mehrere an dem Ver-
sicherungsvertrag beteiligte Versi-
cherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach 
pflicht gemäßem Ermessen zu han-
deln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlun-
gen gegen das Eigentum unver-
züglich der Polizei anzuzeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei 
unverzüglich ein Verzeichnis der 
abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverän-
dert zu lassen, bis die Schaden-
stelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freige-
geben worden sind; sind Verände-
rungen unumgänglich, ist das 
Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z. B. durch Fotos) 
und die beschädigten Sachen bis 
zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer 
unverzüglich jede Auskunft - auf 
Verlangen in Textform - zu erteilen, 
die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles oder des Umfanges der 
Leistungspflicht des Versicherers 
erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des 
Schadens und über den Umfang 
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der Entschädigungspflicht zu ge-
statten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Be-
lege beizubringen, deren Beschaf-
fung ihm billigerweise zugemutet 
werden kann; 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Lei-
stung des Versicherers einem Dritten zu, 
so hat dieser die Obliegenheiten gemäß 
Ziffer 17.2 a) ebenfalls zu erfüllen - so-
weit ihm dies nach den tatsächlichen 
und rechtlichen Umständen möglich ist. 

17.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverlet-
zung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Ob-
liegenheit nach Ziffer 17.1 oder 17.2, so ist 
der Versicherer nach Maßgabe der §§ 28 
und 82 VVG leistungsfrei. 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegen-
heitsverletzung ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich 
ist. 

18. Gefahrerhöhung 
Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf 
der Versicherungsnehmer ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers keine Gefah-
rerhöhung vornehmen oder deren Vor-
nahme durch einen Dritten gestatten. 
Der Versicherungsnehmer hat jede Gefah-
rerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versi-
cherer unverzüglich anzuzeigen, und zwar 
auch dann, wenn sie ohne seinen Willen ein-
tritt. Im Übrigen gelten die §§ 23 bis 27 VVG. 
Danach kann der Versicherer zur Kündigung 
berechtigt sein, eine Vertragsänderung vor-
nehmen oder auch leistungsfrei sein. 

19. Reparaturbeginn 
Abweichend von Teil A Ziffer 17.2 a) gg) 
kann bei Einzelschäden bis zu 25.000 EUR 
mit einer Reparatur sofort begonnen wer-
den. Davon unabhängig ist das Schadenbild 
nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen 
bis zu einer Besichtigung durch den Versi-
cherer aufzubewahren. 
Eine Anerkennung als Versicherungsfall ist 
mit dieser Reparaturfreigabe nicht verbun-
den. 

20. Überversicherung 

20.1 Übersteigt die Versicherungssumme den 
Wert des versicherten Interesses erheblich, 
so kann sowohl der Versicherer als auch der 
Versicherungsnehmer nach Maßgabe des  
§ 74 VVG die Herabsetzung der Versiche-
rungssumme und des Beitrags verlangen. 

20.2 Hat der Versicherungsnehmer die Überver-
sicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nich-
tig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

21. Mehrere Versicherer  

22.1 Anzeigepflicht 
Wer bei mehreren Versicherern ein Inte-
resse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, dem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versicherer 
und die Versicherungssumme anzugeben. 

21.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeige-
pflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die An-
zeigepflicht (siehe Ziffer 21.1), ist der Versi-
cherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur 
Kündigung berechtigt oder auch leistungs-
frei. Eine Kündigung des Versicherers wird 
mit Zugang wirksam. 
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der 
Versicherer vor dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles Kenntnis von der anderen Versi-
cherung erlangt hat. 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegen-
heitsverletzung ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles, noch 
für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich 
ist. 

21.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachver-
sicherung 
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Inte-

resse gegen dieselbe Gefahr versichert 
und übersteigen die Versicherungssum-
men zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen 
die Summe der Entschädigungen, die 
von jedem Versicherer ohne Bestehen 
der anderen Versicherung zu zahlen wä-
ren, den Gesamtschaden, liegt eine 
Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als 
Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder 
für den Betrag aufzukommen hat, des-
sen Zahlung ihm nach seinem Vertrage 
obliegt; der Versicherungsnehmer kann 
aber im Ganzen nicht mehr als den Be-
trag des ihm entstandenen Schadens 
verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn die Verträge bei demselben Versi-
cherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder 
der Versicherte aus anderen Versiche-
rungsverträgen. Entschädigung für den-
selben Schaden, so ermäßigt sich der 
Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag 
in der Weise, dass die Entschädigung 
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aus allen Verträgen insgesamt nicht hö-
her ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen, aus denen die 
Beiträge errechnet wurden, nur in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben wor-
den wäre. 
Bei Vereinbarung von Entschädigungs-
grenzen ermäßigt sich der Anspruch in 
der Weise, dass aus allen Verträgen ins-
gesamt keine höhere Entschädigung zu 
leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag 
der Versicherungssummen in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden 
wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehr-
fachversicherung in der Absicht geschlos-
sen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist je-
der in dieser Absicht geschlossene Ver-
trag nichtig. Dem Versicherer steht der 
Beitrag bis zudem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 

21.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 
Eine Mehrfachversicherung kann auf Ver-
langen des Versicherungsnehmers nach 
Maßgabe des § 79 VVG durch Aufhebung 
oder Herabsetzung der Versicherungs-
summe des später geschlossenen Vertra-
ges beseitigt werden. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Her-
absetzung der Versicherungssumme und 
Anpassung des Beitrages werden zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung 
dem Versicherer zugeht. 

22. Versicherung für fremde Rechnung 

22.1 Rechte aus dem Vertrag 
Der Versicherungsnehmer kann den Versi-
cherungsvertrag im eigenen Namen für das 
Interesse eines Dritten (Versicherten) 
schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versi-
cherten zu. Das gilt auch, wenn der Versi-
cherte den Versicherungsschein besitzt. 

22.2 Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Ent-
schädigung an den Versicherungsnehmer 
den Nachweis verlangen, dass der Versi-
cherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Ent-
schädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen. 

22.3 Kenntnis und Verhalten 
Soweit die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherungsnehmers von rechtlicher Be-
deutung sind, sind bei der Versicherung für 
fremde Rechnung auch die Kenntnis und 
das Verhalten des Versicherten zu berück-
sichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des 
Versicherungsnehmers und des Versicher-
ten umfasst, muss sich der Versicherungs-
nehmer für sein Interesse das Verhalten 

und die Kenntnis des Versicherten nur dann 
zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers 
ist. Im Übrigen gilt § 47 VVG. 

23. Übergang von Ersatzansprüchen  

23.1 Übergang von Ersatzansprüchen 
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatz-
anspruch gegen einen Dritten zu, geht die-
ser Anspruch auf den Versicherer über, so-
weit der Versicherer den Schaden ersetzt. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geltend gemacht 
werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des 
Versicherungsnehmers gegen eine Person, 
mit der er bei Eintritt des Schadens in häusli-
cher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang 
nicht geltend gemacht werden, es sei denn, 
diese 
Person hat den Schaden vorsätzlich verur-
sacht. 

23.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzan-
sprüchen 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Er-
satzanspruch oder ein zur Sicherung dieses 
Anspruchs dienendes Recht unter Beach-
tung der geltenden Form- und Fristvorschrif-
ten zu wahren und nach Übergang des Er-
satzanspruchs auf den Versicherer bei des-
sen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit, ist der Versicherer nach Maß-
gabe des § 86 Abs. 2 VVG leistungsfrei. 

24. Kündigung nach dem Versicherungsfall  

24.1 Kündigungsrecht 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles 
kann jede der Vertragsparteien den Versi-
cherungsvertrag kündigen. Die Kündigung 
ist in Textform zu erklären. Die Kündigung ist 
nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem 
Abschluss der Verhandlungen über die Ent-
schädigung zulässig. 

24.2  Kündigung durch Versicherungsnehmer  
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wir-
kung oder zu jedem späteren Zeitpunkt bis 
zum Ablauf des Versicherungsjahres in Text-
form zu kündigen. 

24.3 Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen 
Monat nach ihrem Zugang beim Versiche-
rungsnehmer wirksam. 

25. Keine Leistungspflicht aus besonderen 
Gründen 
Der Versicherer ist von der Entschädigungs-
pflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer 
den Versicherer arglistig über Tatsachen, die 
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für den Grund oder die Höhe der Entschädi-
gung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsver-
such durch rechtskräftiges Strafurteil gegen 
den Versicherungsnehmer wegen Betruges 
oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten 
die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewie-
sen. 

26. Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriften-
änderungen 

26.1 Form 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt 
ist und soweit in diesem Vertrag nicht etwas 
anderes bestimmt ist, sind die für den Versi-
cherer bestimmten Erklärungen und Anzei-
gen, die das Versicherungsverhältnis betref-
fen und die unmittelbar gegenüber dem Ver-
sicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die 
Hauptverwaltung des Versicherers oder an 
die im Versicherungsschein oder in dessen 
Nachträgen als zuständig bezeichnete 
Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen 
Regelungen über den Zugang von Erklärun-
gen und Anzeigen bleiben unberührt. 

26.2 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Na-
mensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Ände-
rung seiner Anschrift oder seines Namens 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 
VVG Anwendung. 

27. Vollmacht des Versicherungsvertreters; 
Vollmacht des Maklers 

27.1 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
a) Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevoll-
mächtigt, vom Versicherungsnehmer ab-
gegebene Erklärungen entgegenzuneh-
men betreffend 
aa) den Abschluss bzw. den Widerruf 

eines Versicherungsvertrages; 
bb) ein bestehendes Versicherungsver-

hältnis einschließlich dessen Been-
digung; 

cc) Anzeige- und Informationspflichten 
vor Abschluss des Vertrages und 
während des Versicherungsverhält-
nisses. 

b) Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevoll-
mächtigt, vom Versicherer ausgefertigte 
Versicherungsscheine oder deren Nach-
träge dem Versicherungsnehmer zu 
übermitteln. 

c) Zahlungen an den Versicherungsver- 
treter 
Der Versicherungsvertreter gilt als be-
vollmächtigt, Zahlungen, die der Versi-
cherungsnehmer im Zusammenhang mit 

der Vermittlung oder dem Abschluss ei-
nes Versicherungsvertrags an ihn leistet, 
anzunehmen. Eine Beschränkung dieser 
Vollmacht muss der Versicherungsneh-
mer nur gegen sich gelten lassen, wenn 
er die Beschränkung bei der Vornahme 
der Zahlung kannte oder in Folge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte. 

27.2 Vollmacht des Maklers 
Der den Versicherungsvertrag betreuende 
Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Wil-
lenserklärungen des Versicherungsnehmers 
entgegenzunehmen. Er ist durch den Mak-
lervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an 
den Versicherer weiterzuleiten. 

28. Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsver-
trag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist und der Gläubi-
ger von den Anspruch begründenden Um-
ständen und der Person des Schuldners 
Kenntnis erlangt  
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen 
müsste. 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsver-
trag bei dem Versicherer angemeldet wor-
den, zählt bei der Fristberechnung der Zeit-
raum zwischen Anmeldung und Zugang der 
in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

29. Beschwerden 
Dem Versicherungsnehmer stehen die 
nachfolgend genannten Beschwerdemög-
lichkeiten zur Verfügung: 

29.1 Beschwerde bei Allianz Esa oder dem Ver-
sicherungsvermittler (Vertreter; Makler) 
Weitere Informationen sowie Kontaktmög-
lichkeiten finden sich unter: www.alli-
anz.de/service/beschwerde/ Beschwerden 
können auch an den Versicherungsvermitt-
ler gerichtet werden. 

29.2  Beschwerde beim Ombudsmann für Versi-
cherungen 
Der Versicherungsnehmer hat die Möglich-
keit, ein Beschwerdeverfahren beim Om-
budsmann für Versicherungen durchzufüh-
ren (Anschrift: Versicherungsombudsmann 
e.V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin;  
E-Mail: beschwerde@versicherungsom-
budsmann.de ; Website: www.versiche-
rungsombudsmann.de). Der Versicherer 
nimmt am Streitbeilegungsverfahren vor die-
ser Schlichtungsstelle teil. Das Verfahren 
kann nur von Verbrauchern durchgeführt 
werden. Der Beschwerdewert darf  
100.000,- Euro nicht übersteigen. Bei Be-
schwerden über einen Versicherungsver-
mittler oder -berater kann sich der Versiche-
rungsnehmer unabhängig vom Beschwerde-
wert an den Ombudsmann wenden. Der 



 

FTV—6500Z0/01  12 

Internal 

Ombudsmann antwortet auf jede Be-
schwerde und unterbreitet in geeigneten 
Fällen einen Schlichtungsvorschlag. Ent-
scheidet der Ombudsmann zu Gunsten des 
Versicherungsnehmers, ist der Versicherer 
an diese Entscheidung gebunden, sofern 
der Beschwerdewert 10.000,- Euro nicht 
überschreitet.  
Sofern der Versicherungsnehmer als Ver-
braucher den Versicherungsvertrag auf 
elektronischem Wege (z.B. über eine Webs-
ite oder via E-Mail) geschlossen hat, kann 
für die Beschwerde auch die von der Euro-
päischen Kommission eingerichtete Online-
Streitbeilegungsplattform (Website: 
www.ec.europa.eu/consumers/odr/) genutzt 
werden. Die Beschwerde wird von dort an 
den Ombudsmann für Versicherungen wei-
tergeleitet. 

29.3 Beschwerde bei der Versicherungsaufsicht 
Der Versicherer unterliegt der Aufsicht der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 
53117 Bonn, E-Mail: poststelle@bafin.de, 
Website: www.bafin.de. Im Fall einer Be-
schwerde kann sich der Versicherungsneh-
mer auch an diese wenden. 

29.4  Rechtsweg 
Unabhängig von der Beschwerde hat der 
Versicherungsnehmer immer die Möglich-
keit, den Rechtsweg zu beschreiten. 

30. Zuständiges Gericht und anzuwendendes 
Recht 

30.1 Für Klagen aus dem Versicherungsverhält-
nis gelten die inländischen Gerichtstände 
nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO sowie § 215 
VVG. 

30.2 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

31. Zusätzlich mitversicherbare Kosten und 
Schäden auf erstes Risiko, die infolge eines 
ersatzpflichtigen Schadens aufgewendet 
werden müssen. (Zu Teil B Elektronikversi-
cherung bzw. soweit zutreffend, zu Teil C 
Ertragsausfall- und/oder Mehrkostenversi-
cherung). Sofern vereinbart, sind die nach-
stehenden Kosten bis zur Höhe der jeweils 
im Versicherungsschein separat aufgeführ-
ten Versicherungssumme auf erstes Risiko 
über die Wiederherstellungskosten hinaus 
(Teil B - Elektronikversicherung, Ziffer 4.7) 
bzw. ergänzend zur Ertragsausfall- und/oder 
Mehrkostenversicherung (Teil C) versichert. 
Sofern entsprechende Versicherungssum-
men auf erstes Risiko vereinbart sind, ver-
mindern sich diese nicht dadurch, dass eine 
Entschädigung geleistet wird. 

31.1 Aufräumungs-, Dekontaminations- und Ent-
sorgungskosten 
a) Dies sind Kosten, die der Versicherungs-

nehmer infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens aufwenden muss, 

um versicherte und nicht versicherte Sa-
chen, deren Teile oder Reste, die sich in-
nerhalb des Versicherungsortes befinden 
- aufzuräumen und nötigenfalls zu de-

kontaminieren 
- zu vernichten oder in die nächstgele-

gene geeignete Abfallentsorgungsan-
lage zu transportieren und dort zu be-
seitigen. 

b) Nicht versichert sind jedoch Kosten für 
die Dekontamination und Entsorgung von 
Erdreich oder Gewässern, Kosten für die 
Beseitigung von Beeinträchtigungen des 
Grundwassers oder der Natur sowie von 
Emissionen in der Luft. 
Nicht versichert sind ferner Aufwendun-
gen des Versicherungsnehmers auf-
grund der Einliefererhaftung. 

c) Entschädigung wird nicht geleistet, so-
weit der Versicherungsnehmer aus ei-
nem anderen Versicherungsvertrag Er-
satz beanspruchen kann. 

31.2 Bewegungs- und Schutzkosten 
Dies sind Kosten, die der Versicherungs-
nehmer infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens aufwenden muss, 
wenn zum Zwecke der Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung der versicherten 
Sache andere Sachen bewegt, verändert 
oder geschützt werden müssen, insbeson-
dere Aufwendungen für De- und Remon-
tage, für Durchbruch, Abriss oder Wieder-
aufbau von Gebäudeteilen oder für das 
Erweitern von Öffnungen. 

31.3 Luftfrachtkosten 
Dies sind Mehrkosten für Luftfracht, die 
der Versicherungsnehmer infolge eines 
dem Grunde nach versicherten Schadens 
zum Zwecke der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung der versicherten Sa-
che aufwendet. 

31.4 Bergungskosten 
Dies sind Kosten, die der Versicherungs-
nehmer infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens aufwenden muss, 
um versicherte Sachen, deren Teile oder 
Reste, die sich innerhalb des Versiche-
rungsortes befinden, zu bergen. 

31.5 Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und 
Stemmarbeiten, Gerüstgestellung. 
Dies sind Kosten, die der Versicherungs-
nehmer infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens aufwenden muss. 

31.6 Dekontaminations- und Entsorgungskos-
ten für Erdreich 
a) Dies sind Kosten, die der Versiche-

rungsnehmer infolge einer Kontamina-
tion durch einen dem Grunde nach ver-
sicherten Schaden aufgrund behördli-
cher Anordnungen aufwenden muss, 
um 
- Erdreich des Versicherungsortes zu 

untersuchen und nötigenfalls zu de-
kontaminieren oder auszutauschen; 

http://www.ec.europa.eu/consumers/odr/
mailto:poststelle@bafin.de
http://www.bafin.de
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- den Aushub zu vernichten oder in die 
nächstgelegene geeignete Abfallent-
sorgungsanlage zu transportieren 
und dort abzulagern; 

- insoweit den Zustand des Versiche-
rungsortes vor Eintritt des Schadens 
wiederherzustellen. 

b) Die Aufwendungen gemäß a) sind nur 
versichert, sofern die behördlichen An-
ordnungen 
- aufgrund von Gesetzen oder Verord-

nungen ergangen sind, die vor Ein-
tritt des Schadens erlassen wurden; 

- eine Kontamination betreffen, die 
nachweislich infolge dieses Schadens 
entstanden ist; - innerhalb von neun 
Monaten seit Eintritt des Schadens er-
gangen sind und dem Versicherer 
ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfris-
ten innerhalb von drei Monaten seit 
Kenntniserhalt gemeldet wurden. 

c) Wird durch den Schaden eine bereits 
bestehende Kontamination des Erd-
reiches erhöht, so sind nur die Auf-
wendungen versichert, die den für 
eine Beseitigung der bestehenden 
Kontamination erforderlichen Betrag 
übersteigen, und zwar ohne Rück-
sicht darauf, ob und wann dieser Be-
trag ohne den Schaden aufgewendet 
worden wäre. 
Die hiernach zu ersetzenden Kosten 
werden nötigenfalls durch Sachver-
ständige festgestellt. 

d) Aufwendungen aufgrund sonstiger 
behördlicher Anordnungen oder auf-
grund sonstiger Verpflichtungen des 
Versicherungsnehmers einschließlich 
der Einliefererhaftung sind nicht versi-
chert. 

e) Entschädigung wird nicht geleistet, so-
weit der Versicherungsnehmer aus ei-
nem anderen Versicherungsvertrag 
Ersatz beanspruchen kann. 

31.7 Feuerlöschkosten 
a) Dies sind Kosten, die der Versiche-

rungsnehmer zur Brandbekämpfung 
an der versicherten Sache für gebo-
ten halten durfte. 

b) Aufwendungen für Leistungen der 
Feuerwehr oder anderer Institutionen, 
die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, sind nicht 
versichert, wenn diese im öffentlichen 
Interesse erbracht werden. 

c) Entschädigung wird nicht geleistet, so-
weit der Versicherungsnehmer aus ei-
nem anderen Versicherungsvertrag 
Ersatz beanspruchen kann. 

31.8 Mehrkosten infolge behördlicher Aufla-
gen 
a) Im Rahmen der Versicherungssumme 

auf erstes Risiko ersetzt der Versiche-
rer die notwendigen Mehraufwendun-
gen für die Wiederherstellung der 

vom Schaden betroffenen versicher-
ten Sachen infolge behördlicher Aufla-
gen, die nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles aufgrund von Gesetzen o-
der Verordnungen ergehen, die be-
reits vor Eintritt des Versicherungs-
falls in Kraft getreten waren. Soweit 
behördliche Auflagen mit Fristsetzung 
vor Eintritt des Versicherungsfalles er-
teilt wurden, sind die dadurch entstan-
denen Mehrkosten nicht versichert. 
Mehrkosten im Sinne von Abs. 1 sind 
auch Aufwendungen, die dadurch 
entstehen, dass infolge behördlicher 
Wiederherstellungsbeschränkungen 
Reste der versicherten und vom 
Schaden betroffenen Sachen nicht 
mehr verwertet werden können. 

Wenn die Wiederherstellung der versi-
cherten und vom Schaden betroffenen 
Sache aufgrund behördlicher Wieder-
herstellungsbeschränkungen nur an an-
derer Stelle erfolgen darf, werden die 
Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, 
in dem sie auch bei Wiederherstellung 
an bisheriger Stelle entstanden wären. 

b) Die Vergrößerung des damit verbun-
denen 
Ertragsausfallschadens und/oder der 
Mehrkosten für den Fremdstrombezug 
durch behördliche Wiederherstellungs- 
oder Betriebsbeschränkungen ist im 
Rahmen der Ertragsausfall-und/oder 
Mehrkostenversicherung (Teil C) mit-
versichert. 
Die Entschädigungsberechnung erfolgt 
im Rahmen von Teil C Ziffer 4, wobei 
der gemäß a) und b) insgesamt sich er-
gebende Betrag mit der Versicherungs-
summe auf erstes Risiko maximiert ist. 
Die Haftzeit für die Vergrößerung des Er-
tragsausfallschadens und/oder der 
Mehrkosten für Fremdstrombezug be-
ginnt mit dem Zugang der behördlichen 
Anordnung beim Versicherungsnehmer 
und beträgt einen Monat; sie verlängert 
nicht die vertraglich vereinbarte Haftzeit 
gemäß Teil C Ertragsausfall- und / oder 
Mehrkostenversicherung. 

c) Der Versicherungsnehmer tritt hiermit 
künftige Ansprüche auf Ersatz des Scha-
dens an den Versicherer ab, soweit die-
ser dem Versicherungsnehmer den 
Schaden ersetzt. 

31.9 Schadenbedingte Arbeiten an Dächern und/ 
oder Fassaden 
a) Im Rahmen der Versicherungssumme 

auf erstes Risiko ersetzt der Versicherer 
die entstandenen (Lohn-)Kosten und 
Kosten für Material für Arbeiten an Dä-
chern und/oder Fassaden, die als Folge 
eines entschädigungspflichtigen Scha-
dens an der versicher-en Photovoltaikan-
lage notwendig geworden sind. 

b) Entsteht durch diese Arbeiten eine Ver-
größerung des Ertragsausfallschadens 
und/oder der Mehrkosten für den Fremd-
strombezug, leistet der Versicherer im 
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Rahmen der Ertragsausfall-und/oder 
Mehrkostenversicherung (Teil C). 
Die Entschädigungsberechnung erfolgt 
zunächst im Rahmen von Teil C Ziffer 4, 
wobei der gemäß a) und b) insgesamt 
sich ergebende Betrag mit der Versiche-
rungssumme auf erstes Risiko maximiert 
ist. 

c) Die Deckung gemäß a) und b) gilt sub-
sidiär zu anderen Versicherungsverträ-
gen. 

31.10 De- und Remontagekosten an der versi-
cherten Photovoltaikanlage, unabhängig 
von einem versicherten Schaden 
a) Im Rahmen der Versicherungssumme 

auf erstes Risiko ersetzt der Versiche-
rer Kosten für die De- und Remontage 
der versicherten Photovoltaikanlage, 
die ohne einen versicherten Sachscha-
den an der Photovoltaik-anlage selbst 
entstanden sind. Voraussetzung ist, 
dass ein dem Grunde nach versicher-
ter, unvorhergesehen eingetretener 
Sachschaden am Gebäude, an dem 
die versicherte Anlage installiert ist, 
behoben werden muß. 

b) Der Versicherer leistet zudem mit einer 
Haftzeit von einem Monat auch Ent-
schädigung für den dadurch verur-
sachten Ertragsausfall und/oder den 
entstandenen Mehrkosten für den 
Fremdstrombezug. Die Entschädi-
gungsberechnung erfolgt zunächst im 
Rahmen von Teil C Ziffer 4, wobei der 
gemäß a) und b) insgesamt sich erge-
bende Betrag mit der Versicherungs-
summe auf erstes Risiko maximiert ist. 

c) Die Deckung gemäß a) und b) gilt sub-
sidiär zu anderen Versicherungsverträ-
gen. 

31.11 Innere Unruhen 
a) Der Versicherer leistet abweichend 

von Teil A Ziffer 2.4 c) Entschädigung 
für Schäden durch innere Unruhen. 

b) Innere Unruhen sind gegeben, wenn 
zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile 
der Bevölkerung in einer die öffentliche 
Ruhe und Ordnung störenden Weise 
in Bewegung geraten und Gewalt ge-
gen Personen oder Sachen verüben. 

c) Nicht versichert sind ohne Rücksicht 
auf mitwirkende Ursachen Schäden 
durch Verfügung von hoher Hand. 

d) Ein Anspruch auf Entschädigung be-
steht insoweit nicht, als Schadenersatz 
aufgrund öffentlich-rechtlichen Ent-
schädigungsrechts beansprucht wer-
den kann. 

e) Die Entschädigungsberechnung erfolgt 
in der Elektronikversicherung gemäß 
Teil B Ziffer 4 und in der Ertragsausfall- 
und/oder Mehrkostenversicherung ge-
mäß Teil C Ziffer 4. Der sich hieraus er-
gebende Gesamtbetrag ist auf 50 % 

der Versicherungssumme für die Pho-
tovoltaikanlage begrenzt und beträgt 
maximal jedoch die angegebene Versi-
cherungssumme auf erstes Risiko. 

f) Die Versicherung dieser Gefahr kann 
jederzeit gekündigt werden. Die Kündi-
gung wird eine Woche nach Zugang 
wirksam. 

31.12 Entschädigungsregelung bei Photovoltaik-
modulen und Wechselrichtern (Versiche-
rungsschutz für innere Betriebsschäden) 
a) Abweichend von Teil A Ziffer 2.3 sowie 

Teil A Ziffer 31 Satz 1 leistet der Versi-
cherer Entschädigung insgesamt bis zu 
der vereinbarten Versicherungssumme 
auf erstes Risiko für unvorhergesehene 
Sachschäden gemäß Teil A Ziffer 2.1 an 
versicherten Photovoltaik-modulen und 
Wechselrichtern (auch ohne dass eine 
versicherte Gefahr von außen eingewirkt 
hat). 

b) Der durch den entschädigungspflichtigen 
Sachschaden gemäß a) entstandene Er-
tragsausfall und/oder die entstandenen 
Mehrkosten sind im Rahmen von Teil C 
mitversichert; die Entschädigungsberech-
nung erfolgt zunächst im Rahmen von Teil 
C Ziffer 4, wobei der sich ergebende Be-
trag insgesamt mit der vereinbarten Versi-
cherungssumme auf erstes Risiko maxi-
miert ist. 

c) Der Versicherungsschutz für innere Be-
triebsschäden gemäß a) und b) besteht 
bis zu nachstehenden Alter (gerechnet 
ab Erstinbetriebnahme der Bauteile): 
- bei Photovoltaikmodulen bis zu einem 
Alter von maximal 10 Jahren 
- bei Wechselrichtern bis zu einem Alter 
von maximal 7 Jahren 

d) Der Versicherungsschutz gemäß a) und 
b) gilt subsidiär. Andere Versicherungs-
verträge und/oder Wartungsverträge so-
wie bestehende Garantiezusagen gehen 
dieser Deckung voran. 

Teil B – Elektronikversicherung 

1. Versicherte und nicht versicherte Sachen  

1.1 Versicherte Sachen 
Versichert sind die im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Photovoltaikanlagen (*) auf 
Dächern und/oder Fassaden sobald sie be-
triebsfertig sind. 
Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie 
nach beendeter Erprobung und soweit vor-
gesehen nach beendetem Probebetrieb ent-
weder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder 
sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unter-
brechung der Betriebsfertigkeit unterbricht 
den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt 
auch während einer De-oder Remontage 
sowie während eines Transportes der Sa-
che innerhalb des Versicherungsortes. 
(*) Erläuterung: 
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Komplette Photovoltaikanlage, im Wesentli-
chen bestehend aus Modulen, Wechselrich-
tern, Trafo, Modulhalterungen/Gestelle, Ver-
kabelung für die Photovoltaikanlage, im 
Wert enthaltene Energiespeicheranlagen 
bis zu einem Versicherungsneuwert von 
100.000 Euro *, Schalt- und Regeltechnik 
sowie stationäre Ladestationen für Elektro-
Fahrzeuge. 
Darüber hinaus sind elektrisch beheizte 
Warmwasserboiler (incl. dazugehörender 
Pumpen-und Steuerungstechnik) mitversi-
chert, wenn diese ausschließlich mit dem 
durch die versicherte Photovoltaikanlage er-
zeugten Strom beheizt werden und im Lie-
ferumfang der Photovoltaikanlage enthalten 
sind (keine Kombinationsgeräte im Rahmen 
der Haustechnik). 
* Hinweis: Größere Energiespeicher können auf 
Wunsch und besonderer Vereinbarung mitversi-
chert werden. 

1.2 Nicht versicherte Sachen 
Nicht versichert sind 
a) Wechseldatenträger; 
b) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsma-

terialien und Arbeitsmittel; 
c) Werkzeuge aller Art; 
d) sonstige Teile, die während der Lebens-

dauer der versicherten Sachen erfah-
rungsgemäß mehrfach ausgewechselt 
werden müssen. 

e) Sachen, die nicht der Energieerzeugung 
durch die versicherte Photovoltaikanlage 
dienen; mit Ausnahme der in Ziffer 1.1 
beschriebenen Techniken. 

2. Versicherungswert; Versicherungssumme; 
Unterversicherungsverzicht; Vorsorgeversi-
cherung 

2.1 Die im Versicherungsvertrag für die versi-
cherten 
Sachen insgesamt genannte Versicherungs-
summe soll der Summe der Einzelversiche-
rungswerte dieser Sachen entsprechen. 

2.2 Der Versicherungswert ist der jeweils gül-
tige Kaufpreis für die Neuanschaffung der 
versicherten Sachen im Neuzustand (Neu-
wert) einschließlich der Bezugskosten (z.B. 
Kosten für Verpackung, Fracht, Zölle, Mon-
tage). Rabatte und Preiszugeständnisse 
bleiben für den Versicherungswert unbe-
rücksichtigt. 

2.3 Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteu-
erabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatz-
steuer einzubeziehen. 

2.4 Der Versicherer verzichtet auf den Einwand 
der Unterversicherung, sofern die Versiche-
rungssumme gemäß Ziffer 2.1 bis Ziffer 2.3 
gebildet wurde und deren Überprüfung/An-
passung gemäß Ziffer 2.5 vorgenommen 
wird. 

Für den Fall, dass der Versicherer im Auf-
trag des Versicherungsnehmers die Ermitt-
lung der Versicherungssumme übernimmt, 
erkennt der Versicherungsnehmer diese als 
verbindlich an. Ermittlungsfehler gehen zu 
Lasten des Versicherers. Vereinbarte 
Höchstentschädigungen bleiben hiervon un-
berührt. 
Sofern bei den der Art nach versicherten 
Techniken außergewöhnliche Preissteige-
rungen erkennen lassen, daß die verein-
barte Versicherungssumme nicht mehr aus-
reichend ist, ist der Versicherer dazu be-
rechtigt, eine Neufestsetzung/Anpassung 
der Versicherungssumme zu verlangen. 

2.5 Vorsorgeversicherung; Jahresmeldung für 
Veränderungen 
a) Während des Versicherungsjahres ein-

tretende Veränderungen für Anlagener-
weiterungen/Austausch von dem Grunde 
nach bereits versicherter und/oder nach-
gerüsteter Komponenten (z.B. Energie-
speicher, ausschließlich photovoltaik-
strom-betriebene Warmwasserboiler) 
sind mitversichert. 

b) Entschädigt wird bis zu 30%, über der 
hierfür zuletzt dokumentierten Versiche-
rungssumme hinaus, maximal jedoch 
100.000 Euro, sofern keine anderen Ent-
schädigungsgrenzen vereinbart wurden. 

c) Der Versicherungsnehmer meldet dem 
Versicherer innerhalb von drei Monaten 
nach Beginn eines jeden Versicherungs-
jahres die erforderliche Anhebung / Re-
duzierung der Versicherungssumme auf-
grund der im vorhergehenden Versiche-
rungsjahr eingetretenen Veränderungen 
an der versicherten Photovoltaikanlage. 

d) Unterbleibt eine Meldung innerhalb der 
Drei-Monatsfrist, besteht für die Verände-
rungen erst ab Zugang der Meldung beim 
Versicherer Versicherungsschutz. 

e) Der Beitrag infolge der Anhebung / Redu-
zierung wird aus der Differenz zwischen 
alter und neuer Versicherungssumme ab 
Beginn des laufenden Versicherungsjah-
res berechnet/gutgeschrieben.3. Versi-
cherte Kosten 

3.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minde-
rung des Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch er-

folglose, die der Versicherungsnehmer 
bei Eintritt des Versicherungsfalles den 
Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte oder die er auf Weisung 
des Versicherers macht. 

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und 
die Entschädigung für versicherte Sa-
chen betragen zusammen höchstens die 
Versicherungssumme (Teil B Ziffer 2); 
dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendun-
gen auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind. 

c) Der Versicherer hat den für die Aufwen-
dungen erforderlichen Betrag auf Ver-
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langen des Versicherungsnehmers vor-
zuschießen. 

3.2 Kosten für die Wiederherstellung von  
Daten 
a) Versichert sind Kosten für die Wiederher-

stellung von Daten des Betriebssystems, 
welche für die Grundfunktion der versi-
cherten Sache notwendig sind, sofern 
der Verlust, die Veränderung oder die 
Nichtverfügbarkeit der Daten infolge ei-
nes dem Grunde nach versicherten 
Schadens an dem Datenträger eingetre-
ten ist, auf dem diese Daten gespeichert 
waren. Andere Daten sind nicht versi-
chert. 

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und 
die Entschädigung für versicherte Sa-
chen betragen zusammen höchstens 
die Versicherungssumme gemäß Teil B 
Ziffer 2. 

4. Umfang der Entschädigung  

4.1 Wiederherstellungskosten 
Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden 
und Totalschaden unterschieden. 
Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wieder-
herstellungskosten nicht höher sind als der 
Neuwert der versicherten Sache. Auf eine 
Anrechnung des Wertes des Altmaterials 
wird verzichtet. 
Sind die Wiederherstellungskosten höher, 
so liegt ein Totalschaden vor. 
Versicherte Sachen, die in verschiedenen 
Positionen bezeichnet sind, gelten auch 
dann nicht als einheitliche Sache, wenn sie 
wirtschaftlich zusammen gehören. Werden 
versicherte Sachen in einer Sammelposition 
aufgeführt, so gelten sie nicht als einheitli-
che Sache, sofern diese eigenständig ver-
wendet werden können. 

4.2 Teilschaden 
Entschädigt werden alle für die Wiederher-
stellung des früheren, betriebsfertigen Zu-
standes notwendigen Aufwendungen. Auf 
eine Anrechnung des Wertes des Altmateri-
als wird verzichtet 
a) Aufwendungen zur Wiederherstellung 

sind insbesondere 
aa) Kosten für Ersatzteile und Repara-

turstoffe; 
bb) Lohnkosten und lohnabhängige 

Kosten, auch übertarifliche Lohn-
anteile und Zulagen, ferner Mehr-
kosten durch tarifliche Zuschläge 
für Überstunden sowie für Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbei-
ten; 

cc) De- und Remontagekosten; 
dd) Transportkosten einschließlich 

Mehrkosten für Expressfrachten; 
ee) Kosten für die Wiederherstellung 

des Betriebssystems, welches für 
die Grundfunktion der versicherten 

Sache notwendig ist; 
ff) Kosten für das Aufräumen und das 

Dekontaminieren der versicherten 
Sache oder deren Teile sowie Kos-
ten für das Vernichten von Teilen 
der Sache, ferner Kosten für den 
Abtransport von Teilen in die 
nächstgelegene geeignete Ab-
fallentsorgungsanlage, jedoch nicht 
Kosten aufgrund der Einliefererhaf-
tung. 

b) Ein Abzug von den Wiederherstellungs-
kosten in Höhe der Wertverbesserung 
wird vorgenommen an Hilfs- und Be-
triebsstoffen, Verbrauchsmaterialien und 
Arbeitsmitteln, Werkzeugen aller Art so-
wie sonstigen Teilen, die während der Le-
bensdauer der versicherten Sache erfah-
rungsgemäß mehrfach ausgewechselt 
werden müssen, soweit diese Teile zur 
Wiederherstellung der versicherten Sa-
che zerstört oder beschädigt werden. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädi-
gung für 
aa) Kosten einer Überholung oder 

sonstiger Maßnahmen, die auch 
unabhängig von dem Versiche-
rungsfall notwendig gewesen wä-
ren; 

bb) Mehrkosten durch Änderungen o-
der Verbesserungen, die über die 
Wiederherstellung hinausgehen; 

cc) Kosten einer Wiederherstellung in 
eigener Regie, soweit die Kosten 
nicht auch durch Arbeiten in frem-
der Regie entstanden wären; 

dd) entgangenen Gewinn infolge von 
Arbeiten in eigener Regie; 

ee) Mehrkosten durch behelfsmäßige 
oder vorläufige Wiederherstellung; 

ff) Kosten für Arbeiten, die zwar für 
die Wiederherstellung erforderlich 
sind, aber nicht an der versicherten 
Sache selbst ausgeführt werden; 

gg) Vermögensschäden.  

4.3 Totalschaden 
Entschädigt wird der Neuwert. Auf einen 
Abzug 
des Wertes des Altmaterials wird verzich-
tet.4.4 Zeitwert; 
Entschädigungsbegrenzung auf den Zeit-
wert 
Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert 
durch einen Abzug insbesondere für Alter, 
Abnutzung und technischen Zustand. 
Abweichend von Ziffer 4.2 und Ziffer 4.3 ist 
die Entschädigungsleistung auf den Zeitwert 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles begrenzt, wenn 
a) die Wiederherstellung (Teilschaden)  

oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) 
unterbleibt. 
Der Versicherungsnehmer erwirbt einen 
Anspruch auf den Teil der Entschädi-
gung, der den Zeitwert übersteigt nur, 
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soweit und sobald er innerhalb von zwei 
Jahren nach Eintritt des Versicherungs-
falls sichergestellt hat, dass er die Ent-
schädigung zur Wiederherstellung der 
beschädigten oder Wiederbeschaffung 
der zerstörten oder abhanden gekom-
menen Sachen verwenden wird. 

b) für die versicherte Sache serienmäßig 
hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu 
beziehen sind. 

4.5 Technischer Fortschritt 
Sind für die versicherte Sache serienmäßig 
hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu bezie-
hen und entstehen Mehraufwendungen in-
folge technischen Fortschrittes, werden ab-
weichend von Ziffer 4.4. b) für die Mehrauf-
wendungen bis zu 10 % der Versicherungs-
summe für das Versicherungsobjekt ersetzt. 

4.6 Entschädigungsberechnung bei Energie-
speicheranlagen 
Abweichend von Ziffer 4.1 bis Ziffer 4.4 er-
folgt die Entschädigung im versicherten 
Teil- und Totalschadenfall wie folgt: 
a) Während der ersten zwei Jahre ab der 

Erstinbetriebnahme der Energiespei-
cheranlage erfolgt die Entschädigung 
zum Neuwert. 

b) Ab dem dritten Betriebsjahr der Energie-
speicheranlage erfolgt eine Abschrei-
bung in Höhe von 1 % pro Monat. Sie er-
folgt bis auf den Restwert „Null“. 

c) Bei Schäden gemäß Teil A Ziffer 2.1 d) 
ist die Abschreibung abweichend von 
Ziffer 4.6 b) auf insgesamt 50 % des 
Neuwertes der Energiespeicheranlage 
maximiert. Der Versicherungsnehmer 
kann diese Regelung nur beanspruchen, 
soweit und sobald er innerhalb von zwei 
Jahren nach Eintritt des Versicherungs-
falls sichergestellt hat, dass er die Ent-
schädigung zur Wiederherstellung der 
beschädigten oder Wiederbeschaffung 
der zerstörten oder abhandengekomme-
nen Energiespeicheranlage verwenden 
wird. 

4.7 Zusätzliche Kosten 
Zusätzliche Kosten, die infolge eines ersatz-
pflichtigen Schadens über die Wiederherstel-
lungskosten hinaus aufgewendet werden 
müssen, ersetzt der Versicherer im Rahmen 
der hierfür vereinbarten und im Versiche-
rungsschein separat aufgeführten Versiche-
rungssummen (Teil A Ziffer 31).  

4.8 Grenze der Entschädigung 
Grenze der Entschädigung ist der auf die 
betroffene Sache entfallende Teil der Versi-
cherungssumme. 

4.9 Entschädigungsberechnung bei Unterversi-
cherung 
Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur 
der Teil des nach Ziffer 4.1 bis 4.8 ermittel-
ten Betrages ersetzt, der sich zu dem gan-
zen Betrag verhält, wie die Versicherungs-
summe zu dem Versicherungswert. Dies 

gilt nicht für Versicherungssummen auf 
Erstes Risiko gemäß Teil A Ziffer 31. 

4.10 Entschädigungsberechnung bei grober 
Fahrlässigkeit 
Haben der Versicherungsnehmer oder seine 
Repräsentanten den Schaden grob fahrläs-
sig herbeigeführt, wird die Entschädigung in 
einem der Schwere des Verschuldens ent-
sprechenden Verhältnis gekürzt. 
Die Kürzung bei Schäden wegen grober 
Fahrlässigkeit erfolgt im Rahmen von Teil 
A Ziffer 2.1. 

4.11 Selbstbehalt 
Der nach Ziffer 4.1 bis 4.10 ermittelte Be-
trag wird je Versicherungsfall um den ver-
einbarten Selbstbehalt gekürzt. 
Entstehen mehrere Schäden so wird der 
Selbstbehalt jeweils einzeln abgezogen. 
Entstehen aus einem Ereignis mehrere 
Schäden an den versicherten Sachen und 
besteht ein Ursachenzusammenhang zwi-
schen diesen Schäden, so wird der 
Selbstbehalt nur einmal abgezogen. 
Unter einem Schadenereignis im Sinne 
dieser Bestimmung sind alle Schäden zu 
verstehen, die aus ein und derselben Ur-
sache in zeitlichem Zusammenhang inner-
halb von 72 Stunden eintreten. 
Schadenereignisse, die innerhalb von 72 
Stunden unabhängig voneinander eintreten, 
fallen nicht unter diese Bestimmung. Sie 
gelten jeweils als ein gesondertes Schaden-
ereignis; der Selbstbehalt wird jeweils ein-
zeln abgezogen. 

Teil C – Ertragsausfall- und/oder Mehrkosten- 
versicherung 

1. Gegenstand der Ertragsausfall- und/oder 
Mehrkostenversicherung 
Mitversichert gelten der Ertragsausfall (ent 
gangene Erlöse aus Stromverkauf) bzw. 
die bei Stromeigenbedarf anfallenden 
Mehrkosten für den Fremdstrombezug, 
der als Folge eines ersatzpflichtigen Sach-
schadens gemäß Teil A Ziffer 2 an der 
versicherten, betriebsfertigen Photovolta-
ikanlage entstanden ist. Ein Ertragsausfall 
bzw. Mehrkosten werden auch ersetzt, 
wenn mit einem ersatzpflichtigen Sachscha-
den an der versicherten Photovoltaikanlage 
auch ein Sachschaden am Gebäude, auf/an 
dem die versicherte Photovoltaikanlage 
montiert ist, entstanden ist und als Folge 
dieses Sachschadens am Gebäude oder 
Teilen des Gebäudes die technische Ein-
satzmöglichkeit der versicherten Photovolta-
ikanlage beeinträchtigt oder unterbrochen 
ist. 
Die Berechnung des Ertragsausfalls bzw. 
der Mehrkosten erfolgt gemäß Ziffer 4. 
Teil A Ziffer 2.4 j) und 4.2 gelten nicht für 
die Ertragsausfall und/oder Mehrkostenver-
sicherung 
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2. Haftzeit 
Die Haftzeit ist der Zeitraum, für welchen 
Versicherungsschutz für den Ertragsaus-
fall und/ oder den Mehrkosten besteht. 
Die vereinbarte Haftzeit beginnt mit dem 
Zeitpunkt, von dem an der Sachschaden 
für den Versicherungsnehmer nach den 
anerkannten Regeln der Technik frühes-
tens erkennbar war, spätestens jedoch mit 
Beginn des Ertragsausfalls und/oder des 
Mehrkostenschadens. Bei mehreren 
Schäden an derselben Sache, zwischen 
denen ein ursächlicher und zeitlicher Zu-
sammenhang besteht, beginnt die Haftzeit 
mit dem Erstschaden. 

3. Zeitlicher Selbsthalt 
Der Versicherungsnehmer trägt an jedem 
Schaden den vereinbarten zeitlichen 
Selbstbehalt in vollen Arbeitstagen. 

4. Entschädigungsberechnung 

4.1 Ertragsausfall: 
a) Die Entschädigungsleistung für gebäu-

degebundene Photovoltaikanlagen mit 
einer installierten Gesamtleistung bis 
maximal 10 kWp beträgt bis zu dem im 
Versicherungsschein dokumentierten 
Betrag in Euro pro Tag je Anzahl nicht 
verfügbarer kWp x Ausfalltage. 

b) Die Entschädigungsleistung bei ge-
bäudegebundenen Photovoltaikanla-
gen über einer installierten Gesamt-
leistung von 10 kWp berechnet sich 
wie folgt: 
Nicht verfügbare Leistung [kWp] x dem 
im Versicherungsschein dokumentier-
ten Faktor für durchschnittliche Son-
nenstunden pro Tag in Deutschland x 
Einspeisevergütung [Euro pro kWh] x 
Ausfalltage 

4.2 Mehrkosten für Fremdstrombezug 
Wird die über die versicherte Photovoltaik-
anlage erzeugte elektrische Energie zur 
Deckung des Eigenbedarfs des Versiche-
rungsnehmers verwendet, werden anstelle 
des Ertragsausfalls die für den Fremd-
strombezug tatsächlich entstandenen und 
nachgewiesenen Strom-Mehrkosten er-
setzt. 
Kosten für den Strombezug zur Aufladung/ 
Befüllung etwaiger Speichermedien stellen 
keine Mehrkosten im Sinne dieser Bestim-
mung dar. Die Entschädigungsleistung ist 
auf den sich nach Ziffer 4.1 a) bzw. b) 
(Entschädigungsberechnung bei Ertrag-
sausfall) maximal ergebenden Betrag be-
grenzt. 

4.3 Regelung bei Nichtwiederherstellung nach 
einem Schadenfall: 
Erfolgt keine Wiederherstellung der beschä-
digten oder zerstörten Anlage, entfällt ein 
Entschädigungsanspruch aus der Ertrag-

sausfall- und /oder Mehrkostenversiche-
rung, es sei denn, die Wiedererrichtung der 
Photovoltaik-anlage erfolgt an einem ande-
ren Ort. 

4.4 Die Ertragsausfall- und/oder Mehrkosten-
versicherung gilt nicht für den vorgezoge-
nen Versicherungsschutz im Rahmen der 
Baudeckung (Teil A Ziffer4.2). 

5. Besondere Obliegenheiten des Versiche-
rungsnehmers: 

5.1 In Erweiterung von Teil A Ziffer 17 hat der 
Versicherungsnehmer die versicherte An-
lage regelmäßig auf eventuelle Störungen, 
Beeinträchtigungen oder Leistungsminde-
rungen, z.B. durch monatliches Ablesen 
des Einspeisezählers, zu überprüfen. 

5.2 Im Falle der Verletzung einer der in Ziffer 
5.1 genannten Obliegenheiten gelten die 
gemäß Teil A Ziffer 17.1) und Teil A Ziffer 
17.3 genannten Rechtsfolgen. 

Teil D – Differenzkaskodeckung für Kredit-/ 
Leasingnehmer im Totalschadenfall bei 
Nicht-Wiederherstellung/-Wiederbeschaffung 

1. Gegenstand der Differenzkaskodeckung 
Wird nach einem bedingungsgemäß er-
satzpflichtigen Totalschaden (Teil B Ziffer 
4. 3) die versicherte Photovoltaikanlage 
nicht wiederhergestellt bzw. wiederbe-
schafft, gilt entgegen Teil B 4.4 a) fol-
gende erweiterte Entschädigungsrege-
lung: 
Der Versicherer ersetzt über Teil B Ziffer 
4.4 a) hinaus zusätzlich die Differenz zwi-
schen dem Finanzierungsrestwert/Netto-
ablösewert und dem Zeitwert, wenn im 
Falle eines entschädigungspflichtigen To-
talschadens der versicherten Photovoltaik-
anlage der sich aus dem Kredit-/Leasing-
Vertrag ergebende Finanzierungsrest-
wert/Nettoablösewert den Zeitwert (Teil B 
Ziffer 4.4 Satz 1) übersteigt. 

2. Voraussetzung für eine Entschädigungs-
leistung; Nicht versicherte Kosten/Ansprü-
che 

2.1 Voraussetzung ist eine entsprechende 
schriftliche Nachforderung der Bank bzw. 
des Leasinggebers.2.2 Nicht versichert 
sind Finanzierungskosten und Ansprüche, 
die nicht im Zusammenhang mit einem 
nach diesen Bedingungen entschädi-
gungspflichtigen Totalschaden entstehen. 

Teil E – Einspeisedifferenzdeckung nach  
einem ersatzpflichtigen Totalschadenfall 

1. Gegenstand der Einspeisedifferenz- 
deckung 
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Erfolgt eine Anpassung der Einspeisever-
gütung durch das Energieversorgungsun-
ternehmen nach einem bedingungsgemäß 
ersatzpflichtigen Totalschaden (Teil B Ziffer 
4.3), ersetzt der Versicherer im Falle einer 
Reduzierung der Einspeisevergütung die 
Differenz zwischen dem aktuellen und dem 
vor dem Totalschadenfall geltenden Vergü-
tungssatz. 
a) Versicherungsschutz über die Einspei-

sedifferenzdeckung besteht im Falle ei-
nes bedingungsgemäß entschädi-
gungspflichtigen Totalschadenfall an 
der versicherten Anlage ab dem Zeit-
punkt der Betriebsfertigkeit in Verbin-
dung mit der Inbetriebnahme/Zuschal-
tung an das öffentliche Stromversor-
gungsnetz durch das zuständige Ener-
gieversorgungsunternehmen. 

b) Während der vorgezogenen Baude-
ckung gemäß Teil A Ziffer 4.2 sowie 
nach Ablauf der Förderdauer gemäß 
Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) 
besteht kein Versicherungsschutz über 
die Einspeisedifferenz-deckung. 

2. Maximaldauer für den Anspruch auf Ent-
schädigungsleistung 
Der Versicherer leistet Entschädigung für 
die Dauer von 12 Monaten ab der Inbe-
triebnahme der neuen Photovoltaikanlage. 

3. Unterlagen zur Ermittlung der Entschädi-
gungsleistung 
Zur Ermittlung der Entschädigung meldet 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
nach Ablauf dieses 12-monatigen Zeitrau-
mes den am Einspeisezähler gemessenen, 
tatsächlich in diesem Zeitraum erzielten 
Jahresenergieertrag sowie die vor dem To-
talschadenfall gültige Einspeisevergütung 
und die aktuelle Einspeisevergütung für die 
neue Photovoltaik-anlage. 

4. Entschädigungsgrenze 
Die Entschädigung ist auf den im Versiche-
rungssschein aufgeführten Betrag begrenzt. 

Teil F – Ertragsgarantieversicherung für 
Mindererträge infolge verminderter Global-
strahlung 

(Für Photovoltaikanlagen > 10 kWp Anlagenleis-
tung optional zu vereinbaren) 

1. Gegenstand der Ertragsgarantieversiche-
rung Wird in einem Kalenderjahr der prog-
nostizierte Jahresenergieertrag dieses Jah-
res der zur Netzeinspeisung betriebsberei-
ten, versicherten Photovoltaikanlage um 
mehr als die nach Absatz 3 vereinbarte Ab-
weichung unterschritten, leistet der Versi-
cherer Entschädigung für den hierdurch 
entstandenen Minderertrag, sofern dieser 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 

des jeweiligen Kalenderjahres geltend ge-
macht wird. 
Jahresenergieertrag ist der absolute Wert der 
Netzeinspeisung (in kWh) im Betrachtungs-
zeitraum eines Kalenderjahres und bezeich-
net die von der versicherten Photovoltaikan-
lage in das allgemeine Stromversorgungsnetz 
eingespeiste Energie, die nach dem Erneuer-
bare Energien Gesetz (EEG) vergütet wird. 
Die vereinbarte Abweichung vom prognosti-
zierten Jahresenergieertrag beträgt für die 
Dauer des Versicherungsschutzes 10 % bei 
Photovoltaikanlagen, die zu Beginn der Er-
tragsgarantieversicherung nicht älter als 
zwei Jahre sind, sonst 10 % plus 1 %-Punkt 
je Anlagenalter in Jahren ab Erstinbetrieb-
nahmejahr. 

2. Voraussetzungen 
Versichert ist das Interesse des Anlagenbe-
treibers. Voraussetzung für die Ertragsga-
rantie-versicherung ist das gleichzeitige Be-
stehen der Elektronik- und Ertragsausfall- 
und/oder Mehrkostenversicherung für die 
versicherte Photovoltaikanlage. 
Die Ertragsgarantieversicherung erstreckt 
sich auf die im Versicherungsvertrag be-
zeichnete(n) Photovoltaikanlage(n) auf Dä-
chern und/oder Fassaden. 
Dem Versicherer ist spätestens mit Mel-
dung eines Versicherungsfalles der für den 
Standort der Photovoltaikanlage und deren 
spezifischen Anlagenkonfiguration ermit-
telte Jahresenergie-ertrag in kWh im Rah-
men einer detaillierten Ertragsprognose 
durch den Solarteur für die zu versichernde 
Photovoltaikanlage unter Berücksichtigung 
nachfolgender Parameter zu übermitteln. 
Die Ertragsprognose muß mindestens fol-
gende Angaben enthalten: 
- Prognostizierter Jahresenergieertrag für 

das erste und letzte Betriebsjahr sowie 
der mittlere prognostizierte Jahresener-
gieertrag für die geplante Betriebsphase 

- Verwendeter Referenzdatensatz der Glo-
bal-strahlungswerte (z.B. DWD 1981-
2000) 

- Hersteller, Typ, Peak-Leistung und An-
zahl der Module 

- Einstrahlungswirksame Gesamtmodul-
fläche (ohne Modulrahmen) 

- Jahresmittelwert der horizontalen Glo-
balstrahlung und der Umgebungstempe-
ratur des Anlagenstandortes 

- Nennleistung der Photovoltaikanlage 
- Datum der Erstinbetriebnahme der Pho-

tovoltaik-anlage 
- Neigung und Ausrichtung der Module- 

Degradationseffekte der Photovoltaikan-
lage 

- individueller Systemnutzungsgrad und 
spezifischer Anlagennutzungsgrad (Per-
formance Ratio) 

- etwaige vorhandene Verschattungen 
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(inkl. Verschattungen durch Schneebe-
deckungen) 

3. Versicherte und nicht versicherte Min-
dererträge 3.1 Versicherte Mindererträge 
Der Versicherer leistet – bei kumulativem 
Vorliegen aller Voraussetzungen gemäß 
Ziffer 2 – Entschädigung für Minderer-
träge, die ausschließlich (ohne Rücksicht 
auf mitwirkende Ursachen) durch eine im 
Vergleich zur Jahresertragsprognose ver-
minderten Globalstrahlung entstanden 
sind. 

3.2 Nicht versicherte Mindererträge 
Der Versicherer leistet keine Entschädi-
gung für Mindererträge, die nicht unter Zif-
fer 3.1 fallen. Dies sind insbesondere Min-
dererträge, die ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen entstehen 
a) durch die in Teil A Ziffer 2 genannten, 

nicht versicherten Gefahren und Schä-
den; 

b) durch Sachschäden an der versicher-
ten Photovoltaikanlage oder am Ge-
bäude, auf/an dem diese montiert ist; 

c) durch eine im Vergleich zu der vom 
Hersteller oder Anlagenerrichter ga-
rantierten Anlagenleistung, etwa durch 
mangelhafte Ausführung 

d) durch Abschaltungen der versicherten 
Photovoltaikanlage z.B. für Wartungs-
arbeiten, Anlageninspektionen, etc.; 

e) durch Ausfall des Einspeisezählers; 
f) durch Verschmutzungen der Anlagen-

komponenten; 
g) Unterbrechungen des allgemeinen 

Strom-versorgungsnetzes, gleich aus 
welcher Ursache; 

h) durch in der Jahresertragsprognose 
nicht berücksichtigte Verschattungen; 

i) durch eigenmächtige Eingriffe, Ände-
rungen oder Reparaturversuche an der 
Photovoltaikanlage durch den Betrei-
ber oder dessen Repräsentanten ent-
gegen den jeweiligen Herstellervor-
schriften; 

j) durch Änderungen der gesetzlichen 
Grundlagen; 

k) soweit diese vergrößert werden durch 
den Umstand, dass die versicherte 
Photovoltaikanlage infolge Insolvenz 
der Komponentenhersteller oder Anla-
generrichter nicht wiederhergestellt o-
der wiederbeschafft werden kann. 

l) die sich bei unterjähriger Betrachtung 
des Energieertrages durch die unglei-
che Verteilung der monatlichen Glo-
balstrahlung (z.B. Herbst- und Winter-
monate) ergeben. 

4. Versicherungssumme 
Die Ermittlung der Versicherungssumme 
erfolgt aus dem Jahresenergieertrag in Ki-

lowattstunden (kWh) gemäß Jahreser-
tragsprognose, multipliziert mit der gemäß 
Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) vom 
zuständigen Energieversorgungsunterneh-
men gezahlten Einspeisevergütung in 
Euro/kWh. 

5. Beginn und Ende des Versicherungs-
schutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt gemäß 
Teil A Ziffer 4.1 zum vereinbarten Zeit-
punkt, frühestens jedoch mit der Betriebs-
fertigkeit der versicherten Photovoltaikan-
lage nach der Inbetriebnahme/Zuschaltung 
an das öffentliche Stromversorgungsnetz 
durch das zuständige Energieversorgungs-
unternehmen und der Übermittlung des 
Zählerstandes an den Versicherer. 
Die Vereinbarung zum vorgezogenen Be-
ginn im Rahmen der Baudeckung gemäß 
Teil A Ziffer. 4.2 gilt nicht für die Ertrags-
garantieversicherung. 
Der Versicherungsschutz endet zum ver-
einbarten Zeitpunkt bzw. mit Ablauf der 
Versicherung für die versicherte Photovol-
taikanlage. 
Die „Ertragsgarantieversicherung“ kann je-
derzeit gekündigt werden. Die Kündigung 
wird vier Wochen nach Zugang wirksam. 
Die Haftung des Versicherers für versi-
cherte Mindererträge endet spätestens mit 
dem Ablauf der Ertragsgarantieversiche-
rung. 

6. Entschädigungsberechnung; Entschädi-
gungsgrenze 
Bei der Berechnung der Entschädigungs-
leistung wird im betreffenden Kalenderjahr 
der um die vereinbarte Abweichung (Ziffer 
1) gekürzte, prognostizierte Jahresener-
gieertrag mit dem laut Einspeisezähler ge-
messenen, tatsächlich erzielten Jahres-
energieertrag der versicherten Photovolta-
ikanlage verglichen. 
Fällt der tatsächliche Jahresenergieertrag 
hierbei geringer aus, ergibt sich ein Min-
derertrag in kWh, der mit der vom zustän-
digen Energieversorgungsunternehmen 
gezahlten Einspeisevergütung in 
Euro/kWh multipliziert wird. 
Von dem ermittelten Betrag werden etwa-
ige nicht versicherte Mindererträge (Ziffer 
3.2) und eventuelle Entschädigungsleis-
tungen des Energieversorgungsunterneh-
mens abgezogen. 
Die Entschädigungsleistung errechnet sich 
somit wie folgt: 
Entschädigung = 
(JEk - JEm) x EinV - MEnv – EntE 
JEk: prognostizierter Jahresenergieer-

trag nach Kürzung in kWh 
JEm: tatsächlicher Jahresenergieertrag 

des Kalenderjahres gemäß Ein-
speisezähler in kWh 

EinV: Einspeisevergütung in Euro/kWh 
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MEnv: nicht versicherte Mindererträge  
in Euro 

EntE: Entschädigungen des Energiever-
sorgungsunternehmens in Euro 

Die Entschädigungsleistung ist auf 30 % 
des prognostizierten Jahresenergieertra-
ges begrenzt (Entschädigungsgrenze). 

7. Besondere Obliegenheiten 

7.1 In Erweiterung von Teil A Ziffer 17 hat der 
Versicherungsnehmer 
a) die Verpflichtung, Bücher oder ver-

gleichbare Unterlagen zu führen; In-
venturen, Bilanzen, Gewinn- und Ver-
lustrechnungen sowie Aufzeichnungen 
zu Einspeisevergütungen für die drei 
Vorjahre sind so aufzubewahren, dass 
sie vor Verlust, Beschädigung oder 
Zerstörungen geschützt sind; 

b) den Zählerstand des Einspeisezählers 
zu Beginn und Ende des jeweiligen 
Kalenderjahres nachweislich festzuhal-
ten; im ersten Versicherungsjahr zu-
sätzlich den Zählerstand zu Beginn 
des Versicherungsschutzes. 

c) Veränderungen der Einspeisevergü-
tung dem Versicherer unverzüglich in 
Textformmitzuteilen; 

d) die Photovoltaikanlage regelmäßig zu 
überprüfen; Leistungsverluste oder An-
lagendefekte sind unverzüglich nach-
dem sie erkannt wurden dem Versi-
cherer innerhalb von drei Tagen zu 
melden und erforderliche Überprü-
fungs- oder Reparaturmaßnahmen 
einzuleiten; 

7.2 Im Falle der Verletzung einer der in Ziffer 
7.1 genannten Obliegenheiten gelten die 
gemäß Teil A Ziffer 17.1) und Teil A Ziffer 
17.3 genannten Rechtsfolgen. 

8. Sonstiges 
Im Übrigen gelten die in diesem Bedingungs-
werk ausgeführten Bestimmungen. 


